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Einführung

I. Einführung in die Problematik

Die Lärm ak ti ons pla nung als Ansatz für einen umfassenden Lärm-
schutz ist Gegenstand kontroverser Diskussionen auf nationaler 
aber auch europäischer Ebene.1

In einer Lärmumfrage des Umweltbundesamtes (UBA) von 
2011 wird Straßenverkehrslärm als Beeinträchtigungsursache Num-
mer eins genannt. Damit rangiert der Straßenverkehrslärm vor 
dem Fluglärm und dem Schienen- und Gewerbelärm.2 Nur 17% 
der Befragten gaben an, von Straßenverkehrslärm überhaupt nicht 
beeinträchtigt zu sein, hochgradig oder wesentlich beeinträchtigt 
fühlen sich demgegenüber 36% bzw. 59% der Befragten.3 Innerhalb 
der EU waren Schätzungen zufolge bereits 1996 20% der Bevölke-
rung Lärmpegeln von 65  dB(A) ausgesetzt, also beinahe 80  Mio. 

1 Vgl. u. a. Spiegel-Online, Lärmforschung: Wenn Geräusche bloß noch ner-
ven, online; Spiegel-Online, Neue Lärmgrenzwerte für Autos: Die volle 
Dröhnung, online; Frankfurter Allgemeine Zeitung, Auswirkungen von 
Lärm, 24.8.2012, online.

2 UBA, Auswertung der Online-Lärmumfrage des UBA, S. 8, 11, online.
3 „Hochgradig belästigt“ fast die Kategorien „äußerst belästigt“ und „stark 

belästigt“ zusammen; „wesentlich belästigt“ fasst die Kategorien „äußerst 
belästigt“, „stark belästigt“ und „mittelmäßig belästigt“ zusammen. UBA, 
Auswertung der Online-Lärmumfrage des UBA, S. 5
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Menschen. Solche Lärmpegel werden von Wissenschaftlern als 
nicht hinnehmbar bewertet. Etwa doppelt so viele Menschen lebten 
in einem Bereich wesentlicher Belästigung mit Lärmpegeln von 55 
bis 65 dB(A).4 Diese Belastung weiter Teile der Bevölkerung durch 
Verkehrslärm bringt hohe „soziale Kosten“ mit sich. Die EU schätzt 
diese auf europaweit 40 Mrd. € pro Jahr.5

Aus diesem Grunde wurde im Jahre 2002 die Umgebungslärm-
richtlinie erlassen6, sie wurde im sechsten Teil des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes in den §§ 47a bis 47f BImSchG in deutsches Recht 
umgesetzt und muss nun durch die Verwaltung vollzogen werden.

Durch die vom europäischen Recht als ersten Schritt vorgegebene 
Lärmkartierung soll zunächst die Lärmbelastung in Europa erfasst 
und die Öffentlichkeit über ihre Lärmsituation informiert werden. 
Erfasst werden der Lärm des Straßenverkehrs, von Flughäfen und 
Eisenbahnen sowie der Gewerbelärm. Aufgrund der Ergebnisse die-
ser Lärmkartierung sind in den sich anschließenden Lärm ak ti ons-
plä nen Maßnahmen vorzusehen, durch die „schädliche Auswirkun-
gen einschließlich Belästigung durch Umgebungslärm verhindert, 
ihnen vorgebeugt oder gemindert“ werden sollen.7 Diese Maßnah-
men sind im Lärm ak ti onsplan zu einem geeigneten Gesamtpaket 
zu verbinden. Dieses Paket kann beispielsweise die Einführung von 
Geschwindigkeitsbeschränkungen oder die Errichtung von Schall-
schutzwänden vorsehen. Die Umgebungslärmrichtlinie gibt dabei 
keine zu erreichenden Lärmgrenzwerte vor, sondern fordert allge-
mein ein „hohes Gesundheits- und Umweltschutzniveau“ und stellt 
damit Anforderungen an eine bestimmte Umweltqualität.8 Diese 
sollen von den zuständigen Behörden verwirklicht, also in konkrete 
Verhaltenspflichten und die Planung baulicher Anlagen umgesetzt 
werden.

Die Umsetzung der Umgebungslärmrichtlinie in das nationale 
Recht ist durch einen eigenen Teil im Bundes-Immissionsschutz-

4 Grünbuch, Künftige Lärmschutzpolitik, KOM(96) 540 endg.
5 Kommissionsbericht v. 1.6.2011, KOM (2011), 321 endg. 2 f.
6 RL 2002/49/EG, ABl. L 189 vom 18.7.2002, S. 12–25.
7 Art. 1 Abs. 1 UL-RL.
8 So 1. Erwägungsgrund, Art. 1 Abs. 1 lit. c) UL-RL.
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gesetz9 derart erfolgt, dass die Lärm ak ti ons plä ne keine Ermächti-
gungsgrundlagen für die vorgesehenen Maßnahmen bereitstellen, 
sondern bestehende Ermächtigungsgrundlagen aus dem BImSchG 
oder anderen Gesetzen in Bezug nehmen. Die Aufgabe der Auf-
stellung von Lärm ak ti ons plä nen ist in der deutschen Umsetzung 
überwiegend den Gemeinden zugewiesen worden.10 Bei der Lärm-
minderung handelt es sich allerdings um eine Querschnittsauf-
gabe, die sich Vorgaben einer Vielzahl von Rechtsregimen zu Nutze 
macht und damit verbunden auch in die Zuständigkeitsbereiche 
einer Vielzahl von Behörden eingreift. Durch diese Bündelung einer 
Planungsaufgabe in einem solch heterogen verteilten Bereich, wie 
des Lärmschutzes an Straßen, Schienen, Flughäfen und Gewerben, 
ist das Entstehen von Kompetenzkonflikten nicht zu verhindern. 
Gleichzeitig fehlen konkrete Verfahrensvorgaben für die Aufstel-
lung von Lärm ak ti ons plä nen und für die Festlegung von Maßnah-
men sowie für die spätere Verwirklichung der Maßnahmen sowohl 
in der Umgebungslärmrichtlinie als auch in der deutschen Umset-
zung. Lediglich die Pflicht zur Erstellung von Lärm ak ti ons plä nen 
und damit die Pflicht, den Schwerpunkt auf Verfahrensanforderun-
gen zu setzen und das Ziel ein „hohen Umwelt- und Gesundheits-
schutzniveau“ zu erreichen, sind in der Umgebungslärmrichtlinie 
vorgegeben und werden auch durch das Immissionsschutzrecht 
fortgeführt.11

Insgesamt verfolgt das Europarecht beim Lärmschutz, wie auch 
bei anderen Umweltschutzvorgaben, wie der Luftreinhalteplanung 
und der Umweltverträglichkeitsprüfung, in Bezug auf Administra-
tion, Normstruktur und Regelungsansätzen einen anderen Weg als 
das deutsche Recht. Das deutsche Recht setzt beim Umweltschutz 
(klassisch) auf Erlaubnisse, Emissionsgrenzwerte und technische 
Vorgaben für Maschinen und Anlagen. Das Europarecht demgegen-
über stellt Anforderungen an eine hohe Umweltqualität anhand von 
Zielvorgaben und ohne bindende Grenzwerte oder detaillierte Ver-

9 Sechster Teil, §§ 47 a – § 47 f BImSchG.
10 Abweichende landesrechtliche Regelungen treffen etwa Hessen oder Bay-

ern für Hauptverkehrsstraßen, vgl. Art. 8a Abs. 2 S. 1 und 4 BayImSchG § 7 
Abs. 2 VO Zust.

11 Vgl. § 47 d Abs. 1 S. 1 i. V. m. § 1 BImSchG.
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fahrensvorgaben umzusetzen. In diesen unterschiedlichen Ansät-
zen wird ein Grund gesehen, weshalb das deutsche Verfahrensrecht 
und die Verwaltungsakteure bei der Umsetzung europarechtlicher 
Vorgaben regelmäßig vor einer großen Herausforderung stehen.12 
Dieser Umstand führt zudem immer wieder zu Anpassungsschwie-
rigkeiten des deutschen Rechts und Vertragsverletzungsverfahren 
gegen Deutschland vor dem EuGH.13

Auch die Umgebungslärmrichtlinie enthält Zielvorgaben und 
legt den Fokus auf ein integriertes, lärmquellenübergreifendes Ver-
fahren durch die Erstellung von Lärm ak ti ons plä nen für Orte im 
Einwirkungsbereich von verschiedenen Lärmquellen. Die Richtli-
nie verfolgt einen raumüberspannenden und lärmquellenübergrei-
fenden Ansatz. Zudem soll die Verwaltung ineinandergreifende 
Maßnahmen, die verschiedene Rechtsgebiete zuzuordnen sind den 
Lärmschutz gestalten. Damit stellt der Ansatz der Umgebungslärm-
richtlinie im deutschen Recht einen Fremdkörper dar, indem er der 
planerstellenden Behörde derartig weitreichende Gestaltungsauf-
gaben einräumt, die in Kompetenzen anderer Träger öffentlicher 
Belange eingreifen und daher nach dem nationalen Recht zumeist 
der Politik bzw. Planungsbehörden auf Bundes- oder Landesebene14 
überlassen sind.

Dennoch sind die Vorgaben der Umgebungslärmrichtlinie in 
nationales Recht umzusetzen und durch nationales Recht zu voll-
ziehen. Aus der europäischen Richtlinie als Grundlage folgt, dass 
diese in ihren Zielen verbindlich ist und sich ihre Um- und Durch-
setzung im nationalen Recht an europäischen Effektivitätsanforde-
rungen messen lassen muss.15 So soll das Ziel eines hohen Umwelt- 
und Gesundheitsschutzniveaus bei der Durchsetzung der Richtlinie 

12 Allgemein zu Systemveränderungen durch Einwirkungen des EU-Rechts. 
v. Danwitz, Verwaltungsrechtliches System und Europäische Integration, 
S. 334 ff.

13 Z. B. EuGH, Urt. v. 15.07.2004, C-420/03, ABl. 2004, Nr. 228, 16 0 NuR 2004, 
657 f.- GVO Freisetzungs-RL; EuGH Urt. v. 11.9.2001, C-71/99, ABl. 2001, 
Nr. C 289, 1-2 = DVBl. 2001, 1826 ff. RL-Erhaltung natürlicher Lebensräume 
und wildlebender Arten; EuGH, Urt. v. 9.9.1999, C-217/97, ABl. 1999, Nr. C 
352, 3-4 = DVBl. 1999, 1494 ff.-UL-RL.

14 Wie im Rahmen der Raumordnung oder Bundesbedarfsplanung.
15 Art. 4 EUV.
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durch Aufstellung und Verwirklichung der Lärm ak ti ons plä ne reali-
siert werden.16 Die Effektivitätsanforderungen des Unionsrechts gel-
ten für die Um- und Durchsetzung der Umgebungslärmrichtlinie 
insgesamt, also auch für die Aufstellung der Lärm ak ti ons plä ne. Die 
europäischen Effektivitätsanforderungen stellen sich außerdem an 
die Qualität sowie an die Verwirklichung der in den Lärm ak ti ons-
plä nen vorgesehenen Maßnahmen. Insgesamt besteht daher für den 
Gesetzgeber und die Verwaltung die Herausforderung, die Umge-
bungslärmrichtlinie vor dem Hintergrund des deutschen Rechts 
und entsprechend den europäischen Effektivitätsanforderungen zu 
vollziehen.

II. Ziel der Arbeit

Ziel der Arbeit ist es die Effektivitätsanforderungen des Unionsrechts 
an die Umsetzung der Umgebungslärmrichtlinie in nationales Recht 
sowie an ihren Vollzug durch die nationale Verwaltung herauszuar-
beiten und auf ihre Einhaltung zu prüfen. Aufgezeigt wird aber auch, 
wann und welche Anforderungen an einen effektiven Lärmschutz 
sich aus dem nationalen Recht stellen. Im Mittelpunkt der Arbeit 
steht die Untersuchung der Vorgaben zur Erstellung von Lärm ak-
ti ons plä nen und Festlegung von Maßnahmen in den Plänen sowie 
Vorgaben für die Verwirklichung dieser Maßnahmen aus der Umge-
bungslärmrichtlinie. Daran werden die Richtlinienumsetzung und 
der Richtlinienvollzug im deutschen Recht und durch die deutsche 
Verwaltungspraxis nachgezeichnet. Schließlich werden Vorschläge 
gemacht, identifizierten Um- und Durchsetzungsdefiziten in euro-
parechtskonformer Weise zu begegnen, dabei aber einen schonen-
den Umgang mit dem nationalen Verwaltungsrecht und nationaler 
Verwaltungspraxis zu wahren.

Die Arbeit konzentriert sich auf den Lärmfaktor Straßenverkehr 
in Ballungsräumen und an Hauptverkehrsstraßen. Außer Betracht 
bleiben die Lärmkartierung, die Bürgerbeteiligung und Ansprüche 
der Bürger auf Planerstellung17 sowie der Flug- und Schienenlärm.

16 Erwägungsgrund 1 UL-RL.
17 Dazu Kröner, UPR 2013, 89 ff.
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III. Stand der Forschung

Die Lärm ak ti ons pla nung bietet viele Fragestellungen, die von der 
Literatur bisher nur teilweise und dann nur sehr knapp aufgegriffen 
wurden. Die umfassendste Kommentierung liefert Schulze-Fielitz 
im Gemeinschaftskommentar-BImSchG herausgegeben von Koch. 
Schulze-Fielitz behandelt in der Kommentierung viele der wesent-
lichen Fragestellungen, die auch dieser Arbeit zugrunde liegen, wie 
eine Rechtspflicht zur Aufstellung von Lärm ak ti ons plä nen, ihre 
Mindestinhalte und ihre rechtliche Wirkung für andere Behörden 
und Planungsträger.18 Die Darstellung und Argumentation hält sich 
aber in der gebotenen Kürze einer Kommentierung. Diskutiert wer-
den in der Literatur weiter die Problemstellung zu Implementie-
rungspflichten der Lärm ak ti onsplanmaßnahmen19, der räumlicher 
Umfang von Ballungsräumen20 und die Notwendigkeit eines Aus-
lösetatbestandes für eine Planungspflicht.21 Zentraler und bisher am 
intensivsten diskutierter Punkt ist die Frage, wem durch § 47 d Abs. 1 
S. 3 BImSchG Ermessen in Bezug auf Maßnahmen eingeräumt wird, 
den planerstellenden oder den planvollziehenden Behörden.22

Die Kommentarliteratur beschränkt sich aber in weiten Teilen 
auf einen knappen Überblick der Regelungsinhalte der §§  47a  ff. 
BImSchG und den Vorgaben der Umgebungslärmrichtlinie.

In Aufsätzen werden die auch in den Kommentaren aufgegrif-
fenen Fragestellungen breiter aber nicht abschließend behandelt. 
Außerdem greift die Aufsatzliteratur weitere Problemstellungen auf, 
etwa das Verhältnis der Kartierungspflicht zur Planerstellungspflicht, 

18 Schulze-Fielitz, in: Koch (Hrsg.), GK-BImSchG, § 47 d.
19 Vgl. Herrmann, in: Koch (Hrsg.), GK-BImSchG, § 47 Rn. 100; Jarass, BIm-

SchG, § 47 Rn. 52 ff.; Hansmann, in: Landmann/Rohmer, BImSchG, § 47 
Rn. 29.

20 Schulze-Fielitz, in: Koch (Hrsg.), GK-BImSchG, § 47b. Rn. 23.
 So Hansmann, in: Landmann/Rohmer, BImSchG, § 47b Rn. 11; Schulze-Fie-

litz, in: Koch (Hrsg.), GK-BImSchG, § 47b Rn. 23.
21 Hansmann, in: Landmann/Rohmer, BImSchG, § 47d Rn. 8; Scheidler, DVBl. 

2005, 1344, 1349.
22 Dazu Hansmann, in: Landmann/Rohmer, BImSchG, § 47 d Rn. 15; Scheid-

ler, DVBl. 2005, 1344, 1349; Stettner, in: Ule/Laubinger (Hrsg.), BImSchG, 
§ 47 d Rn. C 5.
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bezogen auf ihren jeweiligen räumlichen Umfang.23 Die Lärm ak ti-
ons pla nung unter Effektivitätsgesichtspunkten untersucht Kupfer in 
einem Aufsatz, der 2012 in der NVwZ24 veröffentlich wurde. Er wirft 
dabei ähnliche Fragen auf, wie sie in dieser Arbeit diskutiert werden. 
Einen ersten Überblick über die Planungspraxis gibt der Aufsatz von 
Cancik für Niedersachsen25, wobei sie auch auf die Datengrundlage 
dieser Arbeit zurückgreift.

Als Monographie ist die Dissertation von Ulrich Blaschke als 
grundlegende Arbeit zu nennen. Sie behandelt die Lärm ak ti ons-
pla nung einschließlich Kartierung umfassend und grundlegend.26 
Blaschke widmet den hier angesprochenen Problemen einen kurzen 
Abschnitt.27

Parallele Fragestellungen werden in der Literatur zur Luftrein-
halteplanung diskutiert. Diese sind ausdifferenzierter und tieferge-
hender als es bei der Lärm ak ti ons pla nung bisher der Fall ist. Dies 
mag daran liegen, dass die Luftreinhalteplanung auf eine Richtlinie 
aus dem Jahre 199628 zurückgeht und damit wesentlich älter ist als 
die Lärm ak ti ons pla nung. Zudem hat die Luftreinhalteplanung mit 
ihren Umweltzonen für mehr Resonanz in der Presse gesorgt29, als 
die Lärm ak ti ons pla nung bisher. Parallel zur Lärm ak ti ons pla nung 
wird für die Luftreinhalteplanung etwa die Auslegung des Berück-
sichtigungsgebotes planungsrechtlicher Festlegungen diskutiert.30

23 Feldmann, ZUR 2005, 352, 355; Repkewitz, VBlBW. 2006, 309, 312.
24 Kupfer, NVwZ 2012, 784 ff.
25 Cancik, Nds.VBl. 2013, S. 329 ff.
26 Blaschke, Lärmminderungsplanung.
27 Blaschke, Lärmminderungsplanung, S. 471 ff.
28 Luftqualitätsrahmenrichtlinie 96/62/EG, Amtsblatt Nr.  L 296 vom 

21/11/1996 S. 0055.
29 Vgl. nur Spiegel.de, Neue Untersuchung: Feinstaub-Studie zeigt Nutzen von 

Umweltzone, v. 30.4.2013, online; Spiegel.de, Umweltschutz contra Ostalgie: 
No, Trabi, no!, v. 27.1.2012, online; Spiegel.de, Feinstaubplakette: Ruhrgebiet 
wird größte Umweltzone, v. 29.12.2011, online; Spiegel.de, Umweltzone 2010: 
Freie Fahrt für saubere Bürger, v. 5.1.2010, online.

30 Sparwasser, NVwZ 2006, 369, 373; Steenbuck, NVwZ 2005, 770, 771; diffe-
renzierter Jarass, VerwArch 2006, 429, 443.



8

Anna Kröner: Effektivitätsanforderungen an die Lärmaktionsplanung

In der Rechtsprechung spielt die Lärm ak ti ons pla nung im Ver-
gleich zu Klagen auf Vornahme lärmschützender oder lärmmin-
dernder Maßnahmen an Straßen, Schienen oder Flughäfen nur eine 
untergeordnete Rolle.31 Als Klagen mit Bezug zur Lärm ak ti ons pla-
nung ist der Rechtsstreit vor dem OVG Lüneburg aus 2009 zum 
Flughafen Hannover-Langenhagen zu nennen.32 Die Kläger begeh-
ren aktive Lärmschutzmaßnahmen insbesondere gegen Flüge zwi-
schen 22 und 6 Uhr nachts. Fraglich war, ob sich der Kläger auf die 
§§ 47a ff. BImSchG und insbesondere auf die Pflicht zur Lärmkartie-
rung und Aktionsplanerstellung nach § 47c Abs. 1 S. 1 und § 47d Abs. 
1 S. 1 BImSchG berufen kann. Das Gericht stellt fest, dass die Zustän-
digkeit für eine Lärmkartierung und Lärm ak ti onsplanerstellung 
inklusive möglicher Maßnahmen zum Lärmschutz nicht beim Nie-
dersächsischen Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr als 
oberste Luftfahrt- und Genehmigungsbehörde des Flughafens und 
als Beklagte liegt und daher auch nicht in der Planfeststellung zu 
berücksichtigen ist.

Vor dem VG Düsseldorf33 wurde bis Mitte 2010 die Frage ver-
handelt, ob Anwohnern einer stark befahrenen Straße im Stadtge-
biet Krefeld Ansprüche auf die Erstellung eines Lärm ak ti onsplanes 
haben. Da die Stadt Krefeld im Fürhjahr 2010 aber ein Lärm ak ti-
ons pla nungsverfahren einleitete und die klagenden Bürger zur Pla-
nerstellung beteiligte, erklärten diese das Verfahren für erledigt. Die 
Kosten des Verfahrens übernahmen auf Hinweis des Gerichts die 
Kläger, da das Gericht an einem Anspruch auf Planerstellung zwei-
felte. Dem OVG Münster34 wurde zudem eine Beschwerde gegen die 
Streitwertfestsetzung vorgelegt und es setzte den Wert von 225.000€ 
auf 150.000€, was 10.000€ je Kläger entsprach, herab.

Auch das OVG Bremen wies die Klage von Anwohnern gegen 
den Bau einer Straßenbahnlinie gestützt auf das Fehlen einer zwin-
gend gebotenen Lärm ak ti ons pla nung mit Öffentlichkeitsbeteiligung 

31 Vgl. etwa VG Meiningen, Urt. v. 1.3.2011 – 2 K 468/08 Me; VG Berlin, Urt. v. 
22.12.2010 – 1 K 94.10.

32 OVG Lüneburg, Urt. v. 23.4.2009 – 7 KS 18/07.
33 VG Düsseldorf, 3 K 8495/08, zitiert bei Cancik, WiVerw 2012, 210, 219.
34 OVG Münster, Beschl. v. 17.2.2011 – 8 E 814/10.
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ab.35 Es sah den Planfeststellungsbeschluss zum Bau der Straßen-
bahnlinie aufgrund des unterbliebenen Lärm ak ti onsplans nicht als 
fehlerhaft an.

In einer neueren Entscheidung ließ das VG Magdeburg im Eil-
verfahren offen, ob die bundesgesetzliche Zuweisung der Lärmkar-
tierung verfassungswidrig sei, da nur die Länder über solch eine 
Zuweisung entscheiden könnten und ob eine Zuweisung ohne Kos-
tenausgleich gegen das Konnexitätsprinzip der Landesverfassung 
Sachsen-Anhalt verstoße. Das VG verschob diese Entscheidung 
auf das Hauptsachverfahren und versagte der antragstellenden 
Gemeinde nach einer Abwägung mit öffentlichen Interessen an der 
Lärmkartierung den vorläufigen Rechtsschutz.36

Im Januar 2014 entschied das OVG Lüneburg über eine fachauf-
sichtliche Weisung an eine Straßenverkehrsbehörde. Diese hatte auf 
Messungen im Rahmen eines Lärm ak ti ons pla nungsverfahrens der 
Kommune hin, eine nächtliche Tempobeschränkung auf 30  km/h 
eingeführte, welche aufgrund der Weisung nun wieder aufzuheben 
war. Das OVG entschied, dass ein Lärm ak ti onsplan keine unmit-
telbare Außenwirkung gegenüber dem Bürger entfalte und auch 
keine selbständige Rechtsgrundlage zur Anordnung von Maßnah-
men darstelle.37 Zwar erkennt der Senat an, dass die Aufstellung von 
Lärm ak ti ons plä nen als Teil der örtlichen Planung dem Selbstver-
waltungsrecht unterfallen, konnte aber offen lassen, ob durch die 
Weisung in das Selbstverwaltungsrecht der Kommune eingegriffen 
wurde. Zum Zeitpunkt der verkehrsbehördlichen Anordnung der 
Tempobeschränkung lag der Lärm ak ti ons pla nung noch nicht ein-
mal als Entwurf vor. Mithin war die Planung der Gemeinde noch 
nicht so weit fortgeschritten, dass durch die Weisung in ihr Selbst-
verwaltungsrecht eingegriffen werden konnte.38

Untersuchungen wie in dieser Arbeit, die rechtliche Fragestel-
lungen mit tatsächlichen Problemen des Verwaltungsvollzuges 
kombinieren, gibt es bisher nicht. Das UBA hat zwar den Stand der 
Lärm ak ti ons pla nung zum Stichtag 1.1.2010 untersucht und in seiner 

35 OVG Bremen, Urt. v. 18.2.2010 – 1 D 599/08.
36 VG Magdeburg, Beschl. v. 14.11.2012 – 9 B 226/12.
37 OVG Lüneburg, Beschl. v. 10.1.2014 – 12 LA 68/13, zitiert nach Juris Rn. 4.
38 Lüneburg, Beschl. v. 10.1.2014 – 12 LA 68/13, zitiert nach Juris Rn. 9.
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Lärmbilanz 2010 herausgegeben.39 Diese Untersuchung betrachtet 
aber nur die tatsächlichen Gegebenheiten, u. a. in Bezug auf bisher 
erstellte und gemeldete Lärm ak ti ons plä ne, vermutete Kosten und 
die Ausweisung ruhiger Gebiete und nimmt keine rechtliche Ein-
ordnung vor.

Die Lärm ak ti ons pla nung wirft in rechtlicher und tatsächlicher 
Hinsicht großen Untersuchungsbedarf auf, der erst in Ansätzen 
zufrieden gestellt wurde.

IV. Gang der Untersuchung

Den Fragen, welche Effektivitätsanforderungen sich an die Imple-
mentierung der Umgebungslärmrichtlinie stellen und ob diese 
durch das deutsche Verfahrensrecht und damit in der Praxis ein-
gehalten werden, soll in folgenden Schritten nachgegangen werden.

Im ersten Teil der Arbeit wird die Ausgangssituation der Lärm ak-
ti ons pla nung dargestellt. Zunächst wird das deutsche Lärmschutz-
recht vor Umsetzung der Umgebungslärmrichtlinie vorgestellt. 
Anschließend werden das Konzept der Umgebungslärmrichtlinie 
und ihre Entstehung vom Umweltaktionsprogramm bis zu ihrem 
Erlass nachgezeichnet. Daraufhin wird die Ausgangssituation des 
deutschen Lärmschutzrechts vor Umsetzung der Umgebungslärm-
richtlinie dem Ansatz der Richtlinie gegenübergestellt. Hier ist auch 
ein Vergleich mit anderen Planungsinstrumenten des deutschen 
Rechts möglich, der erste Anhaltspunkte für die Einordnung der 
Lärm ak ti ons pla nung als Planungsinstrument geben kann und zeigt, 
ob Parallelen zu diesen anderen Planungen bestehen. Gleichzeitig 
lässt sich anhand der Lärmschutzkonzepte auf deutscher und euro-
päischer Ebene bereits ablesen, vor welche Schwierigkeiten Deutsch-
land bei der Implementierung der Umgebungslärmrichtlinie gestellt 
wird. An einen Überblick über die Umsetzung der Umgebungslärm-
richtlinie im deutschen Recht schließt sich der Stand der Planung 
anhand von Praxisbeispielen an. Es wird beispielhaft dargestellt in 

39 UBA, Lärmbilanz 2010.
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welcher Form Lärm ak ti ons plä ne in der Praxis erstellt und welche 
Maßnahmen darin vorgesehen werden.

Im zweiten Teil der Arbeit werden die Effektivitäts- und Verbind-
lichkeitsanforderungen, die sich an die Umsetzung und den Vollzug 
der Umgebungslärmrichtlinie stellen, dargestellt.

Hier ist zunächst das Verhältnis von nationalem Recht zum Uni-
onsrecht zu klären. Nur so kann entschieden werden, aus welcher 
Rechtsordnung Effektivitätsanforderungen an die Umsetzung und 
Verwirklichung der Umgebungslärmrichtlinie maßgeblich abzulei-
ten sind und in welchem Verhältnis sie zueinander stehen. Insoweit 
das Unionsrecht mit der Umgebungslärmrichtlinie seine zugewie-
senen Kompetenzen wahrgenommen hat, gilt ausschließlich ein 
unionsrechtlicher Effektivitätsmaßstab. Unionsrechtliche Effekti-
vitätsanforderungen lassen sich aus dem vom EuGH entwickelten 
Grundsatz des „effet utile“ herleiten.

Nur insoweit die Umgebungslärmrichtlinie Regelungsbereiche 
nicht ausfüllt oder sie ausdrücklich den Mitgliedstaaten überlässt, 
kommen nationale Effektivitätsanforderungen zur Anwendung. 
Nationalen Effektivitätsanforderungen liegen primär die Grund-
rechte als Anforderungen an einen effektiven Lärmschutz und 
Ausgleich zu lärmverursachenden Handlungen zugrunde. Daher 
werden Grundrechte Lärmbetroffener und von Lärmverursachern 
sowie die Staatszielbestimmung Umweltschutz des Art. 20a GG 
untersucht. Daneben stellt die kommunale Selbstverwaltungsgaran-
tie Anforderungen an die Verwirklichung der in Lärm ak ti ons plä nen 
durch die Gemeinden festgelegten Maßnahmen. Beide Anforde-
rungsregime, des Unionsrechts und des nationalen Rechts müssen 
von der deutschen Verwaltung bei der Implementierung der Lärm-
ak ti ons pla nung eingehalten werden.

Schließlich wird geprüft, welche Sanktionen für einen nicht 
richtlinienkonformen Vollzug bzw. eine nicht richtlinienkonforme 
Umsetzung drohen.

Der Arbeit liegt dabei die These zugrunde, dass sich Effektivität 
insbesondere durch Verbindlichkeit erreichen lässt. Für die Lärm-
ak ti ons pla nung könnte dies bedeuten, dass zunächst eine Pflicht 
zur Aufstellung von Lärm ak ti ons plä nen besteht, außerdem eine 
Pflicht, in ihnen Maßnahmen einer gewissen Qualität und eines 
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abgestimmten Konzepts vorzusehen, und schließlich eine Bindung 
der für die Verwirklichung der Maßnahmen zuständigen Behörde 
an die Vorgaben der Lärm ak ti ons plä ne besteht.

Diese These gilt es im Einzelnen zu prüfen. Deshalb werden im 
dritten, vierten und fünften Teil diese drei Schritte bis zur Verwirk-
lichung der Maßnahmen aus Lärm ak ti ons plä nen auf ihre durch das 
deutsche Umsetzungs- und Verfahrensrecht gewährleistete Ver-
bindlichkeit hin untersucht.

Zunächst rückt im dritten Teil die Erstellung von Lärm ak ti ons plä-
nen an sich in den Mittelpunkt. Es stellt sich die Frage, ob nach euro-
päischen Effektivitätsanforderungen eine Pflicht zur Erstellung von 
Lärm ak ti ons plä nen besteht und wie umfassend diese sein müsste, 
nach deutschem Recht ist und in der Praxis wahrgenommen wird. 
Diese Frage der Planerstellungspflicht wird an drei in der Praxis auf-
geworfenen und relevanten Problemstellungen untersucht. Zunächst 
stellt sich die Frage, ob es eines bestimmten Lärmpegels bedarf, um 
die Planerstellungspflicht auszulösen oder ob allein das Vorhanden-
sein eines Ballungsraumes oder einer Hauptverkehrsstraße dafür 
genügen. Weiter stellt sich die Frage, wie Ballungsräume und damit 
der räumliche Planungsumfang zu bestimmen sind. In der Praxis 
werden Ballungsräume oft anhand der Gemeindegrenzen bestimmt 
und damit auch begrenzt. Nach der Definition von Ballungsräu-
men in der Umgebungslärmrichtlinie könnte aber eine räumliche 
Bestimmung unabhängig von Gemeindegrenzen anzunehmen sein. 
Die dritte Frage innerhalb der Planerstellung betrifft das Verhält-
nis der Lärm ak ti ons pla nung von Ballungsräumen zu der von Orten 
in der Nähe von Hauptverkehrsstraßen. In jedem Ballungsraum 
verlaufen Straßen, die als Hauptverkehrsstraßen zu beplanen sind. 
Dennoch wird die Planerstellung für diese Straßen bisher nur im 
Zusammenhang mit der Planerstellung für den Ballungsraum wahr-
genommen, nicht aber eigenständig und unabhängig.

Im vierten Teil geht es um die Anforderungen an die Qualität der 
Maßnahmen in den Lärm ak ti ons plä nen. Zunächst ist fraglich, ob 
Lärm ak ti ons plä ne überhaupt Maßnahmen enthalten müssen und 
wenn ja unter welchen Voraussetzungen. Weiter wird untersucht, ob 
den Maßnahmen generell oder unter bestimmten Voraussetzungen 
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eine bestimmte Qualität zukommen muss. Dazu werden die unter-
schiedlichen Arten von Maßnahmen, die die Umgebungslärmricht-
linie, ihre Umsetzung im BImSchG vorsehen oder sich als Ausge-
staltung der Praxis herausgebildet haben, auf ihre Verbindlichkeit 
für die zur Verwirklichung der Maßnahmen berufenen Behörden 
untersucht. Danach wird nachgeprüft, welche Anforderungen sich 
auf dieser Stufe an eine effektive Planerstellung und Richtlinien-
implementierung stellen und ob diese eingehalten sind. Neben der 
möglichen unterschiedlichen Verbindlichkeit durch die Maßnah-
menkategorien Plananordnungen, planungsrechtliche Festlegungen, 
langfristige Strategien und politische Absichtserklärungen wird wei-
ter ein abgestimmtes Gesamtkonzept von Maßnahmen als Anforde-
rung der Umgebungslärmrichtlinie an einen effektiven Lärmminde-
rung untersucht.

Im fünften Teil der Arbeit rückt die Maßnahmenverwirklichung, 
also der Vollzug der in den Lärm ak ti ons plä nen bisher nur festgeleg-
ten Maßnahmen, in den Blick. Dieser dritte Schritt der Richtlinien-
implementierung wirft die Frage auf, ob die für die Verwirklichung 
der Maßnahmen berufenen Fachbehörden, die zu der planerstellen-
den Behörde unterschiedlich sein können, verpflichtet sind, die im 
Lärm ak ti onsplan festgelegten Maßnahmen zu vollziehen. Dazu wer-
den zunächst die Anforderungen der Umgebungslärmrichtlinie an 
die Verwirklichung der Maßnahmen dargestellt. Anschließend wer-
den die Tatbestandsvoraussetzungen und die Zuständigkeiten für 
den Vollzug der in Betracht kommenden Ermächtigungsgrundlagen 
zur Maßnahmenverwirklichung des deutschen Rechts beleuchtet. 
Dazu werden die Rechtsregimes Straßen- und Straßenverkehrsrecht, 
Recht der kommunalen Wirtschaftstätigkeit sowie Planungen von 
Verkehrswegen, Bauleitplanung und kommunale Verkehrskonzepte 
in den Blick genommen. Aus diesem Überblick über mögliche 
Ermächtigungsgrundlagen lässt sich schließen, inwieweit auf eine 
Verwirklichung durch die planerstellende Behörde Einfluss genom-
men werden kann und welche Hindernisse der Einflussnahme ent-
gegen stehen.

Anschließend werden in einem sechsten Teil Verbindlichkeitshin-
dernisse identifiziert und überprüft, ob das deutsche Recht richtli-
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nienkonform angewandt werden kann. Verwirklichungshindernisse 
sind: (1)  das Fehlen speziell auf den Lärmschutz an Straßen zuge-
schnittener Ermächtigungsgrundlagen; (2) die zur Verwirklichung 
der Maßnahmen berufenen Behörden sind oft nicht mit der planer-
stellenden Behörden identisch; (3)  den zuständigen Behörden ist 
bei der Maßnahmenverwirklichung Ermessen eingeräumt, das sie 
selber ausüben müssen; (4) denn die überwiegende Zahl der Maß-
nahmen wirkt direkt gegenüber dem Bürger; (5) außerdem entfalten 
die Maßnahmen Wirkungen für die Finanzhaushalte. Diese Ver-
bindlichkeitshindernisse kommen besonders auf Ebene der Maß-
nahmenverwirklichung zum Tragen, spielen aber auch bei der Frage, 
Maßnahmen welcher Qualität in Lärm ak ti ons plä nen vorgesehen 
werden müssen, eine Rolle.

Es wird gezeigt, dass im Wege der Rechtfortbildung durch eine 
analoge Anwendung der Beteiligungspflicht aus der Luftreinhalte-
planung in § 47 Abs. 4 S. 2 BImSchG für in ihren Aufgaben betrof-
fenen Straßenverkehrsbehörden, nicht ausreicht, um alle Defizite 
auszugleichen.

Anschließend werden Lösungsansätze vorgestellt, den bestehen-
den Defiziten in Bezug auf eine effektive Lärm ak ti ons pla nung durch 
Regelungen des Gesetzgebers zu begegnen. Dazu werden zunächst 
Grundlegende Anforderungen, die Lösungen erfüllen müssen dar-
gestellt. Diese folgen aus den Vorgaben des Unionsrechts an die 
Richtlinienumsetzung, wie sie in den Teilen 3 bis 5 dargestellt wurden 
sowie aus den Staatsstrukturprinzipien an ein möglichst schonendes 
Einfügen der Richtlinie ins nationale Recht. Der Schwerpunkt liegt 
auf Lösungsansätzen, die eine verbindliche Maßnahmenverwirkli-
chung sicher stellen.

Die Arbeit schließt mit einem Ergebnis und Ausblick.


